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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le FNS a lancé un programme national de recherche sur la politique étrangère de la
Suisse. Doté d'un crédit de 16 millions de francs, celui-ci charge les chercheurs qui y
prendront part de repenser les conditions et les stratégies de l'activité politique
extérieure du pays et de les adapter aux réalités actuelles. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.03.1995
LIONEL EPERON

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Die Beratungen im Parlament gestalteten sich relativ schwierig. Zuerst hob der
Ständerat gewisse Kürzungen wieder auf. Im Nationalrat stellten drei Fraktionen
(LdU/EVP, SD/Lega, AP) den Antrag auf Rückweisung mit der gleichzeitigen
Aufforderung an den Bundesrat, einen Voranschlag mit höchstens CHF 500 Mio. Defizit
zu präsentieren. Der Rat lehnte den Rückweisungsantrag jedoch mit 148 zu 25 Stimmen
ab. In der Detailberatung standen über 30 Abänderungsanträge zur Diskussion, wobei
vor allem die Strassenbeiträge des Bundes an die Kantone und die Mittel für den
Nationalstrassenbau umstritten waren; letztere wurden nur ganz leicht gekürzt. Zum
Schluss verabschiedete der Nationalrat einen Voranschlag mit einem budgetierten
Defizit von CHF 1.309 Mrd. Im Differenzbereinigungsverfahren gab die kleine Kammer in
über 40 Detailfragen dem Nationalrat nach, dieser schloss sich dafür dem Beschluss
des Ständerats betreffend höherer Nationalfondsgelder an. Der so verabschiedete
Voranschlag sah noch ein Defizit von CHF 1.328 Mrd. vor. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Überschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeiträgen an die Nationale Genossenschaft für die Lagerung
radioaktiver Abfälle in der Höhe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Überblick stellte er die Mehrheitsanträge der FK-SR kurz vor, die gegenüber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen würden. In der
Folge diskutierte der Ständerat ausschliesslich über diese Kommissionsanträge. 
Die Erhöhung der Unterstützung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendförderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewährung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erklärte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes im Jahr 2013 jährlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrössert habe, die Beträge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beiträge an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt. 
Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezüglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhöhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beiträge für die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeiträge an die Universitäten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeiträge (+CHF 764'100), der Finanzhilfen für WeBiG (+CHF
200'300), der Beiträge für die Institutionen der Forschungsförderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben später um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu können, erklärte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
ursprünglichen Beträgen zurückkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort müsse
man dies in den jeweiligen Voranschlägen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhöhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich – richtigerweise – bereits genügend

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben würden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhöhungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhöhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung überall herausgerechnet, wie es das Parlament später im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestätigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Änderung aus. Dennoch sprach sich der Ständerat
deutlich für die verschiedenen Erhöhungen aus. 
Den übrigen Anträgen der Kommission folgte der Rat ohne grössere Diskussionen: Für
die finanzielle Unterstützung von Selbsthilfeprojekten bezüglich der Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeterhöhung
von CHF 150'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstösse für eine Fristverlängerung zur
Gesuchseinreichung für die Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen hängig
seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhängigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prüfe, solle dieser Betrag als Spielraum für solche Projekte
geschaffen werden, erklärte Christian Levrat (sp, FR) für die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Ständerat für diese Erhöhung aus. Im Sportbereich erhöhte er
einstimmig die Kredite für Sportverbände und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
für nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und für Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frühestens für 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des nächsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu überbrücken», wie Hannes Germann zuvor für die Kommission
erklärt hatte. Den Kredit für Schweiz Tourismus erhöhte der Rat zur Umsetzung des vom
Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsförderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Ständerat in der Folge den Bundesbeschluss Ia über den
Voranschlag für das Jahr 2020 an. 
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission noch für den Bundesbeschluss Ib über
die Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsförderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, während die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhöhung selbst. Einstimmig nahm der Ständerat die
Änderung an. Der Bundesbeschluss II über den Finanzplan für die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Ständerat dem
Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV über die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2020 einstimmig zu. 3

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturgefahren

Les résultats préliminaires du programme «Changements climatiques et catastrophes
naturelles», mis sur pied par le Fonds national de la recherche scientifique, ont conclu
qu'aucun lien ne pouvait pour l'heure être établi entre le réchauffement du climat
observé sur l'arc alpin et les inondations qui se sont produites ces dernières années. En
revanche, le faible enneigement des huit derniers hivers ainsi que le recul des glaciers
sont des conséquences incontestables de l'augmentation de la température que
connaît la Suisse depuis une trentaine d'années. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.11.1995
LIONEL EPERON
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der letzte Punkt steht für eine allgemeine Tendenz: Obgleich nach wie vor grösster Wert
auf die individuelle Prävention und das Gesundheitsbewusstsein der Bevölkerung gelegt
wird, treten immer mehr die vom einzelnen Menschen nicht beeinflussbaren
kollektiven Gesundheitsbedrohungen in den Vordergrund. Die Vereinigung der «Ärzte
für den Umweltschutz», welcher jeder vierte Mediziner mit eigener Praxis angehört,
weist schon seit längerem auf den ihrer Ansicht nach engen kausalen Zusammenhang
zwischen der wachsenden Luftverschmutzung und den ständig zunehmenden
Erkrankungen der Atemwege hin. Genauere Kenntnis soll hier in den nächsten Jahren
die im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 26 angelaufene und mit CHF 5
Mio. dotierte Studie «Sapaldia» bringen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.12.1990
MARIANNE BENTELI

Der Nationalfonds präsentierte erste Ergebnisse der grössten bisher in der Schweiz
durchgeführten Untersuchung über einen allfälligen Zusammenhang zwischen
Atemwegserkrankungen und Luftbelastung (Sapaldia). Laut den Aussagen von mehr als
10'000 Personen in je vier ländlichen und städtischen Gemeinden leiden bis zu einem
Drittel der Befragten unter einer Beeinträchtigung ihrer Atemfunktion bzw. unter einer
erhöhten Anfälligkeit für Allergien der Atemwege. Eine differenzierte Auswertung dieser
Zahlen nach den für die verschiedenen Orte typischen Schadstoff- und Klimadaten wird
in den nächsten zwei Jahren erfolgen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.01.1991
MARIANNE BENTELI

Seit dem Inkrafttreten der Bestimmungen über den fürsorgerischen Freiheitsentzug
(FFE) im Jahre 1981 flackert immer wieder Kritik an den Modalitäten des FFE auf, dessen
Ausmass heute auf rund 10'000 Fälle pro Jahr geschätzt wird. Gestützt auf eine vom
Nationalfonds mitfinanzierte Studie erhob die Stiftung Pro Mente Sana konkrete
Forderungen, welche in erster Linie eine Ausdehnung der Patientenrechte durch
verbesserte Rekursmöglichkeiten sowie eine Mitsprache bei der Wahl der Therapieform
anstreben. Im Parlament wurde dieses Anliegen von Nationalrätin Caspar-Hutter (sp,
SG) aufgenommen. In einer Motion verlangte sie eine gründliche Überprüfung des FFE
vor allem bei Drogensüchtigen und bei Frauen sowie einen Gesetzesentwurf zur
Stärkung der Patientenrechte, insbesondere einen Rechtsschutz gegenüber
Zwangsbehandlungen. Der Bundesrat verwies darauf, dass der FFE zum
Vormundschaftsrecht gehört, welches im Rahmen der Gesamtrevision des
Familienrechts ohnehin zur Diskussion steht. Auf seinen Antrag wurde die Motion
lediglich als Postulat überwiesen. 7

MOTION
DATUM: 31.12.1993
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Im Auftrag des Bundesrates schrieb der Schweizerische Nationalfonds ein neues
Nationales Forschungsprogramm (NFP 34) aus, welches in den nächsten fünf Jahren
mit einem Kreditrahmen von CHF 6 Mio. die Kenntnisse über diagnostische und
therapeutische Verfahren, die nicht zur Schulmedizin gehören, vertiefen soll. Im ersten
Forschungsschwerpunkt werden die Gründe für die zunehmende Verbreitung der
Komplementärmedizin analysiert. Der zweite Teilbereich umfasst die Abklärung ihrer
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bedeutung. Im dritten Teil sollen Methoden
entwickelt und angewendet werden, welche es erlauben, die Wirksamkeit von
komplementärmedizinischen Verfahren zu überprüfen. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.01.1992
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr erhitzte die Frage der Forschung an embryonalen Stammzellen die
Gemüter. Dabei werden die bei einer In-vitro-Fertilisation anfallenden überzähligen
Embryonen zur Züchtung von menschlichem Gewebe verwendet. Gemäss Verfassung
(Art. 119 Abs. 2) und dem neuen Fortpflanzungsmedizingesetz, das auf den 1.1.2001 in
Kraft trat, ist die Gewinnung von menschlichen Embryonen zu Forschungszwecken
verboten, ebenso Eingriffe in das Erbgut menschlicher Keimzellen und Embryonen, eine
beschränkte therapeutische Forschung hingegen möglich. Ein wissenschaftliches Team
der Universität Genf reichte beim Schweizerischen Nationalfonds (SNF) ein Gesuch für
die Finanzierung eines Versuchs mit importierten Stammzellen ein. Unterstützung fand

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.2001
MARIANNE BENTELI
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es bei der Ethikkommission des Universitätsspitals Genf und bei der Zentralen
Ethikkommission der SAMW sowie in einem Rechtsgutachten, das den Import von
Stammzellen als mit dem Gesetz vereinbar erachtete. Der Forschungsrat des SNF
diskutierte das Gesuch sehr kontrovers und leitete es schliesslich an den vom Glarner
FDP-Ständerat Schiesser präsidierten Stiftungsrat weiter, um gewissermassen eine
politische Entscheidung zu erwirken. Ende September entschied dieses Gremium, das
Genfer Forschungsprojekt finanziell zu unterstützen. An einer Medienkonferenz
äusserte sich Schiesser grundsätzlich positiv zur Stammzellenforschung, forderte aber
den Gesetzgeber auf, rasch die noch fehlenden Grundlagen für diese Arbeiten zu
schaffen. Anders sah dies die im Fortpflanzungsmedizingesetz vorgeschriebene
nationale Ethikkommission für den humanen Bereich (NEK), die der Bundesrat Mitte
Jahr eingesetzt hatte. Ohne sich im Grundsatz für oder gegen die
Stammzellenforschung auszusprechen, empfahl sie, das Genfer Gesuch abzulehnen, da
die ethischen und rechtlichen Fragen noch ungenügend geklärt seien. 9

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Einen besseren Schutz von Schweizer Forschenden durch die
Arbeitslosenversicherung (ALV) forderte Mathias Reynard (sp, VS) in einem Postulat. So
müssten gemäss einem Bericht des SNF 11.4 Prozent der Forschenden nach dem Ende
verschiedener Förderprogramme (Doc.Mobility, Early Postdoc.Mobility, Advanced
Postdoc.Mobility) und ihrer Rückkehr in die Schweiz von der Arbeitslosenversicherung
Gebrauch machen. Da sie von der ALV als Personen in Ausbildung oder als
Selbstständige behandelt würden, erhielten sie entweder lange Wartezeiten oder seien
nicht zum Bezug von Leistungen der Arbeitslosenversicherung berechtigt. Die Mitarbeit
an einem Forschungsprojekt könne aber nicht mit der Situation einer selbständig
erwerbstätigen Person gleichgestellt werden, da dadurch keine finanzielle
Unabhängigkeit erreicht werden könne, erklärte der Postulant. Schliesslich verfügten
die Forschenden mit Stipendium nicht über die Möglichkeit, freiwillig in die
Arbeitslosenversicherung einzuzahlen. 
In seiner Stellungnahme präzisierte der Bundesrat die Rechtslage: Die entsprechenden
Forschenden seien während ihres Stipendiums beitragsbefreit und könnten nach einer
120-tägigen Wartezeit 90 Taggelder beziehen. Eine Lockerung dieser Regelung lehnte
der Bundesrat ab, um keine Ungleichbehandlung gegenüber Masterabsolventinnen,
Masterabsolventen, Doktorandinnen und Doktoranden zu schaffen. 
Mit 132 zu 53 entschied sich in der Frühjahrssession 2019 auch der Nationalrat gegen
das Postulat. 10

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Gleichstellung von Mann und Frau soll durch ein vom Nationalfonds
ausgeschriebenes Nationales Forschungsprogramm gefördert werden. Im Rahmen des
fünf Jahre dauernden NFP 35 ("Frauen in Recht und Gesellschaft — Wege zur
Gleichstellung") sollen Forscherinnen und Forscher wissenschaftliche Grundlagen
erarbeiten, die es erlauben, Handlungsstrategien zur Gleichstellung zu entwickeln. Für
das Projekt steht ein Gesamtbetrag von 6 Mio Fr. zur Verfügung. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.07.1992
MARIANNE BENTELI
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Alterspolitik

Ein Generationenbericht des Schweizerischen Nationalfonds kam zum Schluss, dass die
Überalterung der Gesellschaft nicht zwangsläufig eine stärkere Belastung für die Jungen
bedeutet. Da ältere Menschen mehr medizinische Hilfe benötigen, sorgen sie für die
Schaffung oder den Erhalt von Arbeitsplätzen. Die Untersuchung der Lebenslagen der
verschiedenen Generationen zeigte, dass die Solidarität zwischen Jungen und Alten in
der Schweiz gut funktioniert. Rund 60% der über 80-Jährigen, die zu Hause leben,
werden von Angehörigen gepflegt. Umgekehrt betreuen Grosseltern jährlich während
80 Mio Stunden Kleinkinder, eine Leistung, die mehrere Mia Fr. wert ist. 

Als heikel wurden im Bericht die so genannten Generationenbilanzen bezeichnet. Diese
würden stark von ökonomischen Prognosen und Änderungen der sozialpolitischen
Rahmenbedingungen abhängen und zudem private Transfers zwischen den
Generationen ausblenden. So seien beispielsweise im Jahr 2000 in der Schweiz 28,5
Mia Fr. in Form von Erbe umverteilt worden. Der Generationenbericht empfahl die
Etablierung verschiedener intergenerationeller Initiativen. Als Beispiele dafür wurden
die Erhöhung der Lebensarbeitszeit für Motivierte, eine breitere Finanzierung der
Altersvorsorge sowie eine gezielte Gesundheitsförderung genannt. Dadurch würde sich
die sozialpolitische Belastung nachkommender Generationen nicht oder nur moderat
erhöhen. Grössere politische Reformvorhaben sollten zudem einer
Generationenverträglichkeits-Prüfung unterzogen werden. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.08.2008
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Das Schulschwänzen wird laut einer Nationalfondsstudie der Universität Freiburg
unterschätzt. Lehrer nähmen es zu locker und manche Eltern besorgten ihren Kindern
gar ein Arztzeugnis zur Entschuldigung. Laut der Studie vermutet nur jeder dritte
Lehrer, dass er schwänzende Schüler in seiner Klasse hat. Die Studie kommt zum
Schluss, dass es weit mehr schwänzende Kinder gibt als bisher angenommen wurde. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2007
LINDA ROHRER

Après une année particulière en 2012, le Conseil fédéral a repris un rythme quadriennal
avec son message relatif à l’encouragement de la formation, de la recherche et de
l’innovation (FRI) 2013-2016. Le gouvernement, convaincu de la priorité politique de
ces domaines, a proposé de leur affecter 23’878 millions de francs. Cette enveloppe
budgétaire correspond à une croissance annuelle nominale des crédits de 3,7% en
moyenne. Ce message, composé de 11 arrêtés financiers, vise le maintien de la position
de la Suisse à la pointe de l’échiquier international. Il concerne plus précisément la
formation professionnelle, les hautes écoles et universités, telles que EPF, HES ou
encore Hautes Ecoles Cantonales, la recherche, à travers la Commission pour la
Technologie et l’Innovation (CTI) et le Fonds National Suisse (FNS). Recommandé par les
Commissions de la science, de l’éducation et de la culture des deux chambres (CSCE),
ce texte a cependant suscité le débat. La Commission du Conseil des Etats a proposé
un budget de 29,22 milliards de francs, ainsi qu’un rehaussement du plafond des
dépenses de certaines institutions, alors que la Commission du Conseil national a
proposé un budget allant jusqu’à 30,09 milliards de francs. En outre, toutes les deux
ont plaidé pour un lissage du budget, mettant en exergue les dangers d’un financement
irrégulier. Aux yeux des parlementaires, ce sont les modalités d’application qui ont
alimenté le débat. Tout d’abord, l’enveloppe de 23,878 milliards de francs a été jugée
insuffisante au vu de la concurrence internationale accrue, ainsi que du nombre
croissant d’étudiants. Mais surtout, c’est la proposition de financement progressif sur
quatre ans du Conseil fédéral qui a posé problème. Beaucoup ont estimé que le
caractère irrégulier du financement risquait de mettre en difficulté les programmes de
recherche, de limiter les emplois académiques et de réduire le niveau très élevé de la
formation. Ils ont ainsi proposé un lissage du budget à la place du système de stop and
go. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.02.2012
GUILLAUME ZUMOFEN
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De nombreuses instances, tels que le Conseil suisse de la science et de la technologie
(CSST), la Conférence des recteurs des universités suisses (CRUS) ou encore le Fonds
national suisse (FNS) ont maintes fois relevé des carences de plus en plus évidentes au
niveau de la relève scientifique en Suisse. Alors que la compétitivité internationale
devient toujours plus rude, plusieurs indicateurs virent au rouge pour la Suisse, qui
jusqu’à présent se trouvait dans le peloton de tête des pays les plus avancés dans les
domaines de la recherche et de l’innovation. Un postulat qui entend prendre des
mesures pour promouvoir la relève scientifique en Suisse déposé par la CSEC-CE a été
adopté par le Conseil des Etats en juin 2012. Il charge le Conseil fédéral de la rédaction
d’un rapport sur l’efficience et l’efficacité des mesures projetées pour garantir la relève
scientifique en Suisse. De plus, il est censé proposer des alternatives à caractère
incitatif. Ce rapport devraient mettre en lumière certaines priorités, telles que la
volonté d’égalité entre femmes et hommes dans le domaine académique, la possibilité
d’augmenter le nombre de postes de professeurs assistants ou encore la nécessité
d’une attractivité salariale des études doctorales. 15

POSTULAT
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le débat sur le budget pour la formation, la recherche et l’innovation (FRI) 2017-2020
a suscité de nombreux remous au sein de la chambre basse. Après de vives prises de
positions, le Conseil national a finalement tranché pour un budget de 26 milliards de
francs. Cette augmentation moyenne de 2 pour cent par année rejette ainsi les velléités
de l’UDC qui préconisait des coupes budgétaires d’environ 1 milliard de francs, mais ne
rejoint pas pour autant les conseils de sa Commission de la science, de l’éducation et
de la culture (CSEC-CN) qui était montée au créneau pour une augmentation de 3,2
pour cent de l’enveloppe budgétaire. Au final, la gauche, le PBD, le PVL et certaines
franges du PDC et du PLR, défenseurs d’une hausse du budget, n’ont pas réussi à
imposer leurs voix. En effet, bien qu’elles aient résonné, à force de métaphores et
citations historiques, l’argument financier a poussé la chambre du peuple a coupé la
poire en deux. Isabelle Chevalley (plr, VD), tout comme Christoph Eyman (plr, BS), ont
utilisé l’argument de la compétitivité, en citant non seulement la Chine ou encore
Singapour comme exemple, mais aussi Abraham Lincoln qui disait : « Si vous pensez
que l’éducation coûte cher, essayez l’ignorance ». Néanmoins, ces arguments n’ont pas
réussi à convaincre la chambre. Au final, le Conseil national a défini quatre axes
prioritaires : la formation professionnelle supérieure, l’encouragement à la relève
scientifique, la formation des médecins et le soutien à la recherche et l’innovation. Ces
orientations conditionnent donc la répartition des enveloppes budgétaires. Du côté
académique, 10,18 milliards reviennent aux deux EPF, 2,75 milliards sont attribués aux
universités, 2,15 milliards sont partagés entre les différents HES. De l’autre côté, la
formation professionnelle touche 3,36 milliards alors que la formation continue se voit
octroyer 25,7 millions. 4,15 milliards sont attribués au FNS, alors que le reste de
l’enveloppe revient à différents projets, aux cantons pour les bourses d’étude, ou
encore à la Commission pour la technologie et l’innovation. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Grundschulen

Eine Studie des Nationalfonds kam zum Ergebnis, dass mit der Wiederholung eines
Schuljahres in der Primarschule das pädagogische Ziel meist nicht erreicht werde (fast
jedes fünfte Kind wiederholt während der Schulpflicht eine Klasse). Die Repetition sei
zu teuer; der Entscheid für die „Ehrenrunde“ falle zufällig, abhängig von der Lehrkraft.
Die Ergebnisse basieren auf Befragungen von über 4000 Kindern aus 234 Klassen in 24
Kantonen (ohne TI und NE) des zweiten Schuljahres sowie deren Lehrpersonen. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Berufsbildung

Eine Nationalfondsstudie des Heilpädagogischen Instituts der Universität Freiburg
stellte fest, dass kleinere und mittlere Unternehmen bei der Besetzung ihrer
Lehrstellen ausländische Jugendliche benachteiligen. Benachteiligt werden vor allem
Jugendliche aus dem ehemaligen Jugoslawien oder der Türkei. Wichtigste
Ablehnungsgründe, die von den befragten Arbeitgebern angegeben wurden, waren eine
angezweifelte Tauglichkeit sowie unterstellte sprachliche und schulische Defizite. Die
Studie wies aber nach, dass Leistungen bei der tatsächlichen Vergabe von Lehrstellen
keine vorrangige Bedeutung haben. Die realen Gründe für die Nichtberücksichtigung
seien eher emotional. Man befürchte, dass ausländische Jugendliche Konflikte in den
Betrieb hineintragen. Benachteiligt werden, gemäss der Studie, nicht nur ausländische,
sondern generell auch männliche Lehrstellensuchende. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.03.2007
LINDA ROHRER

Hochschulen

1999 hatten die Universitäten insgesamt 4 Mia Fr. ausgegeben. Laut Bundesamt für
Statistik entsprach dies gegenüber dem Vorjahr einer leichten Abnahme der Ausgaben
um 0,6 Prozent oder 25,6 Mio Fr. Im Landesschnitt wurden die laufenden Ausgaben zu
sieben Prozent durch den Schweizerischen Nationalfonds und zu 15 Prozent durch
Drittmittel finanziert. Die restlichen 78 Prozent setzten sich aus Beiträgen der
Hochschulkantone und der anderen Kantone, durch Grundbeiträge des Bundes,
Studiengebühren und Eigenmittel der Hochschulen zusammen. Bei insgesamt 38'700 an
den Universitäten beschäftigten Personen dominierte die Teilzeitanstellung, besetzte
doch nur ein knappes Drittel der Frauen (29%) und rund die Hälfte der Männer eine
Vollzeitstelle. Der Anteil der weiblich besetzten Professuren hatte zwischen 1990 und
1999 um 4,3 auf 7,9 Prozent zugenommen, was in absoluten Zahlen aber nach wie vor
nur 217 Frauen auf 2739 Personen entsprach. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) änderte im Interesse der Frauen per 1. Januar
seine Richtlinien für die Zuteilung eines Forschungsstipendiums. Frauen, welche die
bisherigen Alterslimiten (33 für junge resp. 35 Jahre für ausgewiesene Forscherinnen)
überschritten haben, können dennoch einen Stipendienantrag stellen. Diese Regelung
ist bisher einzigartig in Europa und trägt dem Umstand Rechnung, dass Frauen mit
Familienpflichten ihre Universitätskarriere weniger zielstrebig verfolgen können als ihre
männlichen Kollegen. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2002
MARIANNE BENTELI

Le Fond national suisse (FNS) a donné une impulsion à la création de postes
d’assistants, afin d’encourager les jeunes talents. Ainsi, leur nombre au sein des
universités et hautes écoles fédérales a augmenté. 21

ANDERES
DATUM: 20.12.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN), malgré une minorité opposée, a déposé une motion qui vise à imposer des
Mesures pour promouvoir la relève scientifique en Suisse. L’objectif de la motion est
une révision des structures de carrière dans les hautes écoles helvétiques. En effet, afin
d'augmenter l’attractivité d’une carrière académique et scientifique la motion entend
construire un système de carrières à plusieurs niveaux, avec notamment des catégories
de postes, comme «chercheur doctoral», «professeur assistant», «professeur associé»
et «professeur ordinaire». L’objectif est notamment de réviser une structure jugée
trop rigide et accompagnée d’une incertitude permanente qui n’encourage ainsi pas de
tels parcours professionnels. La motion entend, d’un côté, dessiner cette nouvelle
structure, grâce à l’appui d’une commission composée des principaux acteurs, tels que
le Secrétariat d’Etat à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI),
Swissuniversities, le Fonds national suisse (FNS) ou encore actionuni, et, d’un autre
côté, instaurer des incitations pour les hautes écoles à adopter une telle structure. Le
Conseil fédéral propose de rejeter la motion, afin de ne pas interférer avec les travaux
en cours d’élaboration. Il a notamment souligné le rapport publié en 2014 sur les
«Mesures pour garantir la relève scientifique en Suisse» ou encore la question des
postes d’assistant en «tenure track» déjà abordée dans un postulat. Les arguments de
la Commission, tels que l’importance de la recherche liée aux problèmes soulevés par le
vote du 9 février, ont fini par convaincre la Chambre du peuple qui a accepté la motion
de justesse par 82 voix contre 78 et 3 abstentions. Du côté de la chambre des cantons,

MOTION
DATUM: 09.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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la Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil de Etats (CSEC-
CE) n’a pas soutenu cette motion déposée par la CSEC-CN. La motion a même été
rejetée sans opposition. Ainsi, le Conseil des Etats a suivi l’avis de sa commission, et
rejeté, à l’opposé du Conseil national, cette motion qui visait une réforme des carrières
académiques. 22

Forschung

Die Europäische Kommission verabschiedete im Frühjahr das fünfte EU-
Forschungsrahmenprogramm (1998-2002, operationell ab 1999). Die gleichberechtigte
Teilnahme an den EU-Forschungsprogrammen bleibt der Schweiz wegen des EWR-
Neins, und weil die bilateralen Verhandlungen auch im Berichtsjahr nicht abgeschlossen
werden konnten, allerdings nach wie vor verwehrt. Schweizerische
Forschungsinstitutionen können zwar auf Projektebene mitwirken, aber keine
Leitungsfunktionen übernehmen. Im Herbst zog das Bundesamt für Bildung und
Wissenschaft (BBW) eine Bilanz der bisherigen Beteiligung der Schweiz an den EU-
Forschungsprogrammen (1992-1996). Danach nahm die Beteiligung seit 1992 stetig zu.
Das BBW kritisierte jedoch, dass die über 1100 Teilnehmer zum überwiegenden Teil aus
dem Hochschulbereich stammten, während die Industrie und die kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) noch schwach vertreten sind. Die Aufwendungen von insgesamt
CHF 336 Mio. kamen mehrheitlich informations- und kommunikationstechnologischen
Projekten zugute; an zweiter und dritter Stelle folgten Biowissenschaften und
Umweltforschung. 1997 unterstützte der Bund Forschungsprojekte der EU-
Rahmenprogramme mit rund CHF 90 Mio. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.04.1997
EVA MÜLLER

Das bilaterale Forschungsabkommen Schweiz – EU gelangte dank dem Abschluss der
bilateralen Verhandlungen mit der EU bei den anderen Dossiers anfangs Dezember zum
Durchbruch. Der Vertrag, der vor zwei Jahren ausgehandelt worden war und der für das
4. EU-Rahmenprogramm eine volle und weitgehend gleichberechtigte Teilnahme von
Schweizer Partnern in EU-Projekten vorsah, kann damit fast unverändert auf das 5. EU-
Rahmenprogramm 1999-2002 umgeschrieben und auf den 1. Januar des Jahres, das der
Inkraftsetzung der Verträge mit der EU folgt, auch finanziell wirksam werden. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.12.1998
ELISABETH EHRENSPERGER

Kurz vor Weihnachten gab das EDI seinen Entscheid hinsichtlich der Auswahl von
Nationalen Forschungsschwerpunkten (NFS) als neues Instrument für die langfristige
Forschungsförderung bekannt. Aus den ursprünglich 238 beim Nationalfonds
eingereichten Vorschlägen waren dem EDI nach einem strengen Auswahlverfahren nur
noch 18 vorselektierte Gesuche vorgelegt worden. Neun davon betrafen die
Naturwissenschaften und die Medizin, sechs die Gesellschaftswissenschaften sowie die
Geographie und drei weitere die technischen Wissenschaften. Zehn Gesuche wurden
schliesslich bewilligt, vier definitiv abgelehnt und vier vorläufig zurückgestellt. Obwohl
in der Vorauswahl unter den 18 Projekten noch vertreten, schaffte kein einziger sozial-
oder geisteswissenschaftlicher Vorschlag die letzte Hürde. Die zehn bewilligten NFS
stammten ausschliesslich aus den Lebens- und Umweltwissenschaften, der
Kommunikations- und Materialtechnologie sowie der Physik. Innenministerin Dreifuss
und Staatssekretär Kleiber mussten sich aufgrund dieses wissenschaftspolitisch heiklen
Entscheids geharnischte Proteste und Kritik gefallen lassen. In einem offenen Brief an
Dreifuss gaben Vertreterinnen und Vertreter der Geistes- und Sozialwissenschaften aus
der ganzen Schweiz ihrer Enttäuschung Ausdruck, wiesen das von Kleiber vorgebrachte
Argument, es fehlten Kriterien zur Beurteilung sozialwissenschaftlicher Forschung im
internationalen Wettbewerb, scharf zurück und verlangten Vorschläge für eine
nachhaltige Förderung der Geistes- und Sozialwissenschaften. Die zehn Schwerpunkte,
auf welche die für 2001 bis 2003 bereitgestellte Summe von 126 Mio Fr. verteilt werden
soll, laufen über zehn Jahre. Der Versuch des Nationalrats, einen Zusatzkredit von 60
Mio Fr. zur Finanzierung der vier zurückgestellten Gesuche durchzubringen, scheiterte.
Mit 93 zu 77 Stimmen hatte zwar die grosse Kammer im Rahmen der Beratungen zum
Voranschlag 2001 den einander identischen Anträgen der liberalen Fraktion und der SP-
Fraktion sowie der Ratsmitglieder Gadient (svp, GR) und Neirynck (cvp, VD) auf
Erhöhung des Budgets des Nationalfonds für den Zeitraum von 2001 bis 2003 um 60
Mio Fr. auf 365 Mio Fr. zugestimmt. Die Antragstellerinnen und Antragsteller hatten auf
den drohenden Verlust an Energie und Know-how hingewiesen, die in die Erarbeitung
der 18 Vorschläge investiert worden waren. Doch der Ständerat lehnte die Erhöhung des
Budgetpostens ab, nachdem sich Finanzminister Villiger heftig dagegen gewehrt hatte,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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einem Betrag in dieser Höhe ohne vorherige Prüfung durch Bundesrat und zuständige
Kommission zuzustimmen. 25

Die Schweiz beteiligte sich finanziell am Wissenschaftskolleg in Berlin, das
renommierten Forscherinnen und Forschern aus einem internationalen Kreis die
Gelegenheit bietet, innerhalb eines akademischen Jahres ohne äusseren Druck über
selbstgewählte Themen forschen zu können. Die Internationalisierung von Wissenschaft
und Forschung sowie die Entwicklung eines europäischen Netzwerkes für
Spitzenforschung wurden von Staatssekretär Kleiber als zentrale Gründe für die
Beteiligung vorgebracht. 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Dank einem von beiden Räten in der Sommersession bewilligten Nachtragskredit in der
Höhe von 35 Mio Fr. konnten die vier zurückgestellten Nationalen
Forschungsschwerpunkte (NFS) doch noch lanciert werden. Nachdem im Jahr 2000
ein entsprechender Zusatzkredit im Ständerat gescheitert war, hatte der Bundesrat
anfangs des Berichtsjahres beschlossen, National- und Ständerat im Rahmen der ersten
Budgetnachträge eine Aufstockung des dreijährigen Zahlungsrahmens von bisher 126
um weitere 35 Mio Fr. zu beantragen. Mit den vier zusätzlich bewilligten Projekten
können bis 2003 nun vierzehn statt nur zehn NFS mit einem Budget von insgesamt 161
Mio Fr. realisiert werden. Zwei Projekte beschäftigen sich mit Kommunikations- und
Informationstechnologien. Bei den anderen geht es um interdisziplinäre Forschung mit
starken sozialwissenschaftlichen Komponenten in den Bereichen Risikomanagement
bzw. Nord-Süd-Partnerschaften. 27

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Zur Erforschung der Ursachen des Rechtsextremismus gab der Bundesrat ein mit vier
Mio Fr. dotiertes Forschungsprojekt in Auftrag. Das Wiedererstarken einer militanten
rechtsextremen Szene habe das Phänomen Rechtsextremismus seit Beginn der 90er
Jahre in Öffentlichkeit und Politik auf die aktuelle Tagesordnung gebracht. 28

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Ständerat überwies eine in ein Postulat umgewandelte Motion Langenberger (fdp,
VD) zur Wissensgesellschaft Schweiz. Damit wurde der Bundesrat aufgefordert zu
prüfen, inwieweit mehr Dynamik in die höhere Bildung und Forschung mittels der
Entwicklung einer langfristigen Vision von einer Schweiz als „Wissensnation“
eingebracht werden könnte (1). Hierbei sollten die Formulierung von strategischen
Zielen und Massnahmen zur Unterstützung dieser Vision (2) sowie die Anpassung von
Rollen und Aufgaben der Organe, welche die Forschung unterstützen (SWTR,
Akademien, Nationalfonds, KTI), zur Erreichung dieser Ziele ins Auge gefasst werden (3).
Im weiteren wurde die Organisation und der Einsatz eines für Impulse in diesem
Bereich nötigen Überwachungsorgans (4) sowie die Zusammenfassung der Aktivitäten
im Bereich der höheren Bildung, die heute in den Kompetenzbereich des Bundesamts
für Bildung und Wissenschaft (BBW) und des BBT fallen, in einem neu zu schaffenden
Bundesamt angeregt (5). Eine gleichlautende Motion der FDP-Fraktion wurde vom
Nationalrat in den Punkten 1 bis 4 als Postulat überwiesen; Punkt 5 wurde abgelehnt.
Demgegenüber hatte die grosse Kammer in ihrer Herbstsession eine Motion der
liberalen Fraktion gutgeheissen, welche die Konzentration der Zuständigkeiten in
Bildung und Forschung auf ein Departement fordert, sowie ein Postulat Riklin (cvp, ZH)
einstimmig überwiesen, das die Prüfung einer Konzentration der Zuständigkeit für
Universitäten und FHS in einem Bundesamt verlangt. 29

POSTULAT
DATUM: 03.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Eine vom BBW Ende des Berichtsjahres präsentierte Evaluation zeigte, dass die
Beteiligung der Schweizer Forschung am vierten gegenüber jener am dritten
Rahmenprogramm für Forschung und technologische Entwicklung der EU hatte
gesteigert werden können. Die Zahl der schweizerischen Beteiligungen war von rund
500 auf 1300 – also um 160% – gestiegen. In den Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnologien gingen 46% der Mittel, 16% in die Lebenswissenschaften.
Der Kreis der Teilnehmenden hatte sich insbesondere zugunsten des Segments KMU
verbreitert. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Enttäuschung, welche der Misserfolg der Geistes- und Sozialwissenschaften (GSW)
im Wettbewerb um die NFS im Jahr 2000 provoziert hatte, führte im Berichtsjahr nicht
nur zu massiver Kritik an der Forschungspolitik des Bundes, sondern auch zur
Selbstkritik. Im Frühjahr verlangten namhafte Vertreterinnen und Vertreter der
Wissenschaft vom Bundesrat eine Erklärung für den ihres Erachtens nicht
nachvollziehbaren Entscheid, kritisierten die Auswahlkriterien für die NFS scharf und
forderten mehr Transparenz über ebendiese ein. Gegen Jahresende wurde dann unter
anderem an einer Tagung der Schweizerischen Akademie für Geistes- und
Sozialwissenschaften (SAGW) nebst dem Beklagen der finanziellen Benachteiligung der
GSW auch auf das Potential ebendieser hingewiesen und nach Möglichkeiten gesucht,
die Humanwissenschaften in einer fortschreitenden technischen Zivilisation und
kulturellen Pluralisierung besser zur Geltung zu bringen. Im Hinblick auf die nächste
Beitragsperiode richtete die SAGW in einer Resolution die Forderung an Bundesrat und
Parlament, es sei ein Förderinstrument analog zu den NFS zu schaffen, das den
spezifischen Bedürfnissen der GSW entspreche. So sollten zur transdisziplinären
Forschung und Nachwuchsförderung unter anderem eigenständige, aber mit den
Hochschulen verbundene kulturwissenschaftliche Institute dienen. 31

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

In seiner Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Technologie (siehe oben)
in den Jahren 2004-2007 anerkannte der Bundesrat, dass der SNF seit einigen Jahren
mit Schwierigkeiten zu kämpfen hat, die zu einer Verringerung der finanziellen
Unterstützung pro Projekt und einer Zunahme der Ablehnungsquote bei den Gesuchen
führten. Nach dem Willen des Bundesrates soll nun die Förderung der freien
Grundlagenforschung hohe Priorität erhalten. Vermehrt zu unterstützen sind seiner
Auffassung nach insbesondere die Geistes- und Sozialwissenschaften. Der
wissenschaftliche Nachwuchs soll gezielt auf den drei Stufen Doktorat, Postdoktorat
und Förderprofessur gestärkt werden. Bei den Nationalen Forschungsschwerpunkten
(NFS) als Instrument der orientierten Forschung wird mit der Ausschreibung von
weiteren drei bis sechs NFS eine Konsolidierung angestrebt, wobei die Geistes- und
Sozialwissenschaften besonders berücksichtigt werden sollen. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.07.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat genehmigte im November die neuen Statuten, die der Stiftungsrat des
Schweizerischen Nationalfonds (SNF) zwei Monate zuvor verabschiedet hatte. Der SNF
ist das zentrale Instrument des Bundes zur Förderung der Forschung und des
wissenschaftlichen Nachwuchses. Der Schwerpunkt der Totalrevision liegt in der
Klärung der Aufgaben, Kompetenzen und Funktionen der wichtigsten Organe des SNF.
Gemäss den neuen Statuten nimmt der Stiftungsrat als oberstes Führungs- und
Kontrollorgan vermehrt übergeordnete strategische Aufgaben im Bereich der
Wissenschaftspolitik wahr. Der Anteil der direkt vom Bundesrat gewählten Mitglieder
aus Politik und Wirtschaft wird auf einen Drittel erhöht (bisher 20%), um dem SNF
vermehrt die ausserakademische Verankerung zu sichern. Der Nationale
Forschungsrat, das wissenschaftliche Leitungsorgan des SNF, wird in seiner Autonomie
und Verantwortung deutlich gestärkt. Zur verbesserten Trennung von Politik und
Wissenschaft wird der Bund künftig keine Mitglieder des Forschungsrates mehr direkt
bestimmen; diese sollen vielmehr in erster Linie nach den wissenschaftlichen
Bedürfnissen des SNF ausgewählt werden. Die Geschäftsstelle wird neu explizit als
selbständiges Organ mit eigenen Aufgaben und Kompetenzen statuarisch verankert. Da
sie in Zukunft auch für die Vorbereitung der wissenschaftlichen Expertisierung
zuständig ist, wird sie wesentlich zur zeitlichen Entlastung der Mitglieder des
Forschungsrates beitragen. 33

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat sah Investitionen von 33 Mio Fr. für drei rund fünfjährige Nationale
Forschungsprogramme (NFP) vor. Das erste soll Grundlagen für die Beachtung der
Nachhaltigkeit im Bauwesen sowie in der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung
zuhanden der öffentlichen Hand und der Wirtschaft liefern; das zweite untersucht
Beschwerden im menschlichen Bewegungsapparat, um Hinweise für
Präventionsmassnahmen zutage zu fördern; das dritte Programm schliesslich geht unter
dem Titel „Sprachenvielfalt und Sprachkompetenz in der Schweiz“ dem Verständnis
zwischen den Sprachregionen und der Nutzung von Sprachkompetenzen nach. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.01.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Motion Graf (gp, BL) zur Förderung einer unabhängigen Toxikologie-Forschung in
der Schweiz wurde vom Ständerat als Zweitrat in ein Postulat umgewandelt und
überwiesen. Der Bundesrat wird darin aufgefordert, einen Bericht darüber vorzulegen,
wie in Zukunft die unabhängige Lehre, Forschung und Information, die Förderung von
Kapazitäten und Nachwuchs sowie deren Finanzierung in den verschiedenen Bereichen
der Toxikologie gewährleistet werden können. 35

MOTION
DATUM: 12.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat lehnte ein Postulat Riklin (cvp, ZH) ab, welches die Finanzierung von
internationalen Forschungssekretariaten in Schwerpunktbereichen der Schweizer
Forschung angeregt hatte. Solche Forschungssekretariate haben die Verstärkung der
Zusammenarbeit in zentralen Forschungsbereichen wie Klimaänderung, Nutzung von
Wasserressourcen, Technologietransfer, nachhaltige Entwicklung oder grossräumige
Veränderungen der Landnutzung zum Ziel und leisten Synthesearbeiten zu
Forschungsergebnissen in einem interdisziplinären Umfeld. Wie bei anderen
Förderaufgaben, hielt der Bundesrat fest, seien auch bei internationalen
Forschungssekretariaten Prioritäten zu setzen bzw. klare Anforderungen zu stellen,
zumal es sich bei diesen um langfristige Engagements handle. Zudem sei zur Klärung,
Beurteilung und Entscheidung der Projekte aus wissenschaftlicher Sicht klar der SNF
und nicht die Akademien zuständig, wie dies im Postulat vorgeschlagen worden war. 36

POSTULAT
DATUM: 02.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) startete eine zweite Ausschreibung Nationaler
Forschungsschwerpunkte (NFS). Dabei waren 30 Mio Fr. ausschliesslich für die
Geistes- und Sozialwissenschaften vorgesehen, nachdem in einer ersten Ausschreibung
nur zwei Projekte aus diesen Disziplinen berücksichtigt worden waren. Eine vom
Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) in der Folge durchgeführte Studie
attestierte den Geistes- und Sozialwissenschaften einen guten Qualitätsstand, jedoch
ungenügende Mittel, prekäre Betreuungsverhältnisse und eine Tendenz zur
Verzettelung. Von den neuen NFS erhoffte sich der Nationalfonds nun eine Bündelung
der Kräfte sowie eine intensivierte Nachwuchsförderung. Beide Kammern überwiesen
eine Motion der nationalrätlichen WBK, welche die Förderung des Nachwuchses an den
Universitäten, die kritische Überprüfung von Forschungs- und Entwicklungskrediten
ausserhalb des BFT-Bereiches sowie die Einführung einer Qualitätssicherung bei der
zumeist von den Departementen initiierten Ressortforschung verlangt. 37

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Mit der Aufstockung der Mittel im BFT-Bereich war auch eine verstärkte Präsenz der
Schweiz auf internationaler Ebene angestrebt worden. Zu diesem Zwecke wurde gegen
Ende des Berichtsjahres in San Francisco das neue Haus der Schweizer Wissenschaft
Swissnex als Produkt einer Zusammenarbeit des Innen- und Aussenministeriums (EDI
und EDA) eröffnet. Swissnex sollte in den vier Bereichen Wissenschaft/Ausbildung,
Technologie, Innovation und Kunst tätig werden und stand für den erfolgreichen Aufbau
von Spezialisten-Netzwerken aus der Schweiz und dem westlichen Teil Nordamerikas
sowie für eine Finanzierungs-Synthese von öffentlicher Hand und privaten Geldgebern.
Nach den Schweizer Häusern in Boston und Washington war Swissnex das dritte Projekt
zur Förderung der Schweizer Präsenz in Nordamerika. Geplant waren ähnliche Projekte
in China und Indien. 38

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Nachdem die Verhandlungsdelegationen die Beratungen des neuen
Forschungsabkommens zwischen der Schweiz und der EU im Sommer abgeschlossen
sowie paraphiert hatten, gab der Bundesrat Ende Jahr grünes Licht für die
Unterzeichnung des Abkommens und verabschiedete eine entsprechende Botschaft an
das Parlament. Das bis 2006 geltende Abkommen sichert gleiche Beteiligungsrechte
bzw. die gleichberechtigte wissenschaftliche und technologische Mitarbeit der Schweiz
am 6. Rahmenprogramm der EU. Dafür wird die Schweiz jährlich zwischen 200 und 220
Mio Fr. bezahlen. Eine provisorische Anwendung des Abkommens, das noch von den
Eidgenössischen Räten sowie vom Europäischen Parlament genehmigt werden musste,
wurde auf 1. Januar 2004 vereinbart [74]. Der Bundesrat setzte zudem die angepassten
rechtlichen Grundlagen zur schweizerischen Teilnahme an den EU-
Bildungsprogrammen (Bereiche Bildung, Berufsbildung, Jugendprogramme und
Mobilitätsförderung) auf den 1. Januar 2004 in Kraft. Die Schweiz wird sich
voraussichtlich bis in das Jahr 2006 indirekt an diesen Programmen beteiligen – eine
offizielle Beteiligung wird mittels bilateraler Abkommen im Hinblick auf die 2007

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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beginnenden Programme der nächsten Generation angestrebt. 39

Dieter Imboden, Professor für Umweltphysik an der ETH Zürich, ersetzt 2005 die
Mikrobiologin Prof. Heidi Diggelmann (Lausanne) als Präsident des Forschungsrates des
Schweizerischen Nationalfonds (SNF). Nur zwei Jahre nach Abschluss der
Statutenrevision entschied der SNF, die Evaluation der Forschungsgesuche zu
reformieren. Die Arbeitslast der 90 Miliz-Mitglieder des Forschungsrates betrage jetzt
schon ein bis zwei Tage in der Woche, so dass eine seriöse Beurteilung der Gesuche mit
dem heutigen System bald nicht mehr möglich sei. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.05.2004
MAGDALENA BERNATH

In seiner Antwort auf eine Frage von Pia Hollenstein (gp, SG) betreffend Nationale
Forschungsprogramme (NFP) erklärte der Bundesrat, der Entscheid für ein neues NFP
„Nichtionisierende Strahlung; Umwelt und Gesundheit“ falle voraussichtlich Ende Jahr.
Er habe dieses Programm, das die Wirkung der sogenannt nichtionisierenden Strahlung
untersuchen soll, die im Kontext der Ausbreitung der Mobilfunktechnik zu einem
aktuellen Thema geworden ist, zunächst aus Budgetgründen zurückgestellt, wolle es nun
aber in Beantwortung verschiedener parlamentarischer Interventionen und unter
Berücksichtigung des hohen Interesses seitens der Kantone lancieren. 41

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 14.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Juli gab der SNF die Ausschreibung eines mit 8 Mio Fr. dotierten Nationalen
Forschungsprogramms bekannt, welches die Sprachenvielfalt und Sprachkompetenz in
der Schweiz untersuchen und Grundlagen für eine moderne Sprachenpolitik
ausarbeiten soll. Die Forschungen sollen bis Ende 2008 abgeschlossen sein. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.07.2004
MAGDALENA BERNATH

Der 42-jährige Daniel Höchli wurde zum neuen Direktor des Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) gewählt. Er löste Anfang August Interimsdirektorin Annalise
Eggimann ab, die seit dem Rücktritt von Hans Peter Hertig 2004 die Geschäfte geführt
hatte. Höchli studierte in St. Gallen Staatswissenschaften; ab 1996 arbeitete er in der
Bundesverwaltung. Im Zusammenhang mit dem Entlastungsprogramm 2004 billigte das
Parlament auch eine Motion der Spezialkommission des Nationalrats, welche es dem
SNF wieder ermöglichen will, einen jährlichen Reservebetrag von 50 Mio Fr. für
langjährige Projekte mit starker ausländischer Forscherbeteiligung vorzusehen; die
Massnahmen des EP 04 hatten eine Änderung der bisherigen Verbuchungspraxis
verlangt, die es dem SNF nicht mehr erlaubten, Rückstellungen in dieser
Grössenordnung zu tätigen. 43

ANDERES
DATUM: 12.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Anfang Jahr diskutierte Staatssekretär Kleiber mit Mitgliedern der EU-Kommission die
künftige Zusammenarbeit innerhalb des entstehenden europäischen Bildungs- und
Forschungsraums. Zur Sprache kam die Assoziierung der Schweiz an das 7.
Rahmenforschungsprogramm der EU für die Jahre 2007-2013 sowie die volle
Teilnahme der Schweiz an den EU-Bildungsprogrammen ab 2007. Offen ist die Höhe
des von der Schweiz zu leistenden finanziellen Beitrags. Die EU-Kommission möchte
das Forschungsbudget im EU-Haushalt verdoppeln, was zur Folge hätte, dass sich auch
der Schweizer Beitrag von jährlich 220 Mio auf 440 Mio Fr. erhöhte. Mit dem neuen
Rahmenprogramm richtete die Kommission auch einen unabhängigen Europäischen
Forschungsrat (ERC) ein. Dieser übernimmt in der europäischen Forschung eine
vergleichbare Rolle wie in der Schweiz der Nationalfonds. Im Juli wurde der Schweizer
Nobelpreisträger Rolf Zinkernagel in den 22-köpfigen ECR gewählt. In seiner Antwort
auf eine Interpellation Randegger (fdp, BS) hielt der Bundesrat fest, dass eine
finanzpolitische Beurteilung der Konsequenzen der Beteiligung der Schweiz am 7.
Forschungsrahmenprogramm erst nach Vorliegen der Budgetentscheide der EU möglich
sei. Er betonte aber, dass die EU-Rahmenprogramme die nationale
Forschungsförderung und damit namentlich den SNF und die KTI grundsätzlich nicht
ersetzen könnten, da die Schweiz neben der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
auch spezifische Anliegen an die Forschung habe. 44

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.07.2005
MAGDALENA BERNATH
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Der SNF und die Kommission für Technologie und Innovation (KTI) bilden die beiden
Forschungsförderorganisationen des Bundes. Der SNF fördert Grundlagen- und
anwendungsorientierte Forschung und geniesst als Stiftung hohe Autonomie. Die KTI ist
auf die anwendungsorientierte Forschung und den Technologietransfer zwischen
Hochschulen und Wirtschaft spezialisiert, ist aber als Leistungsbereich in die
Verwaltung eingegliedert. Das Parlament überwies nun eine Motion Noser (fdp, ZH),
welche der KTI mehr Autonomie und Flexibilität zur Erfüllung ihrer Aufgaben gewähren
und einen dem SNF vergleichbaren Status verschaffen will. Neu soll die KTI als Agentur
für Innovationsförderung positioniert werden. 45

MOTION
DATUM: 27.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Dezember lancierte der Bundesrat zwei neue Nationale Forschungsprogramme
(NFP): Das mit 10 Mio Fr. dotierte NFP 58 widmet sich den Wechselwirkungen zwischen
Religionsgemeinschaften, Staat und Gesellschaft und soll Lösungsansätze bieten zur
Klärung der Frage, ob und wie der Staat auf die durch die Migration neu entstandene
multireligiöse und multikulturelle Situation reagieren soll. Das mit 12 Mio Fr. dotierte
NFP 59 Nutzen und Risiken der Freisetzung gentechnisch veränderter Pflanzen“ soll das
Anwendungspotential der pflanzlichen Biotechnologie in der Schweiz prüfen. 46

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 03.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Seit mehr als dreissig Jahren betreibt die Stiftung Schweizerisches Forschungsinstitut
für Hochgebirgsklima und Medizin das Weltstrahlungszentrum am Physikalisch-
Meteorologischen Observatorium in Davos (GR). Der Bund finanziert die Stiftung im
Rahmen von mehrjährigen Programmen. Bei der Erneuerung eines solchen
mehrjährigen Finanzierungsprogramms stellte der Bundesrat fest, dass dazu die
gesetzliche Grundlage fehlt. Ähnlich verhält es sich mit dem globalen
Atmosphärenbeobachtungsprogramm, welches der Bund seit 1994 über das Bundesamt
für Meteorologie und Klimatologie finanziert. Diskussionslos stimmte der Ständerat
einer Vorlage des Bundesrates für ein Bundesgesetz über die Meteorologie und
Klimatologie zu, das die erforderliche gesetzliche Grundlage für die Weiterführung der
bisherigen finanziellen Leistungen schafft. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Schweizerische Nationalfonds (SNF) veranschlagte seinen Mittelbedarf für die
Jahre 2008-2011 auf 631-797 Mio Fr. pro Jahr (Total +47%). Priorität habe die Förderung
der freien Grundlagenforschung; die Kredite für Nationale Forschungsschwerpunkte
und für problemorientierte Forschungsprogramme sollen stagnieren und anteilsmässig
abnehmen. Unter dem Titel „Sinergia“ plant der SNF die Finanzierung von
Verbundprojekten im Umfang von 0,5-1,5 Mio Fr. „Eccellenza“ sei für international
anerkannte Spitzenforschende bestimmt, die mit der Zusprache
überdurchschnittlicher Mittel für fünf statt drei Jahre mehr Sicherheit und Freiraum
für Neues erhalten sollen. „Ambizione“ schliesslich gebe dem wissenschaftlichen
Nachwuchs zwischen Postdoktorat und Assistenzprofessur die Möglichkeit,
eigenständig Projektgelder zu beantragen. Eine Vermehrung der heute 180
Förderprofessuren sei nicht vorgesehen, obwohl sich diese Form der Unterstützung gut
zu bewähren scheine. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Ständerat lehnte ein Postulat Langenberger (fdp, VD) ab, das den Bundesbeiträgen
an den Schweizerischen Nationalfonds (SNF) und die Kommission für Technologie und
Innovation (KTI) eine grössere Verbindlichkeit verleihen wollte; für die Planung und
Durchführung von Forschungsprojekten sei mehr finanzielle Stabilität nötig. Der
Bundesrat vertrat die Auffassung, dass der Verlust des finanzpolitischen Spielraumes,
welcher durch zusätzliche gebundene Ausgaben entstehe, stärker zu gewichten sei als
die höhere Stetigkeit des Mittelzuwachses für den SNF und die KTI. 49

POSTULAT
DATUM: 20.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Die Ethikkommission beider Basel (EKBB) hatte ihren Entscheid zum nationalen
Forschungsschwerpunkt „Swiss Etiological Study of Adjustment and Mental Health“
(Sesam), der unter Federführung der psychologischen Fakultät der Universität Basel
steht, bekanntgegeben. Das Gremium sagte grundsätzlich „Ja“ zum Projekt, welches die
Ursachen von psychischen Erkrankungen ergründen will und zu diesem Zweck 3000
Kinder – von der Schwangerschaft bis zum Erwachsenenalter – sowie deren Familien
einer langfristigen Untersuchung unterziehen wird. Allerdings ist der Entscheid der
EKBB mit Auflagen verbunden. So wurde von den Projektverantwortlichen unter

KANTONALE POLITIK
DATUM: 20.03.2007
LINDA ROHRER
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anderem verlangt, dass sie auf DNA-Analysen bei Kindern verzichten. Solche
Untersuchungen sollen erst möglich sein, wenn die Probanden das Erwachsenenalter
erreicht haben. Sowohl die Sesam-Initianten als auch die Kritiker zeigten sich zufrieden
mit dem Entscheid der Ethikkommission. 50

Zwei Jahre nach der Volksabstimmung über das temporäre Verbot des Anbaus von
gentechnisch veränderten Nutzpflanzen in der Landwirtschaft stellte der Nationalfonds
die bewilligten Projekte des Nationalen Forschungsprogramms 59 (NFP 59) vor. In
diesem Rahmen werden die „Nutzen und Risiken der Freisetzung gentechnisch
veränderter Pflanzen“ untersucht. Die Ergebnisse des Programms sollen Grundlagen
schaffen, um vor Ablauf des Gentech-Moratoriums im Jahr 2010 über die weiteren
Schritte entscheiden zu können. Es wurde eine ganze Palette von Projekten, die mit
insgesamt 9 Mio Fr. unterstützt werden, bewilligt. Darunter fallen einerseits Projekte im
Bereich Pflanzenbiotechnologie und Umwelt, wo beispielsweise der Einfluss von
gentechnisch veränderten Organismen auf die Ökologie der Böden, auf die Biodiversität
und Wildpflanzen untersucht wird. Hier ist auch ein umstrittenes Weizenprojekt
angesiedelt, bei dem man versucht, den Weizen mit Hilfe der Gentechnologie gegen
Mehltau resistent zu machen und auf welches im nächsten Abschnitt noch näher
eingegangen wird. Finanziert werden auch Projekte, die sich mit politischen, sozialen
und ökonomischen Aspekten der Gentechnik auseinandersetzen wie auch solche im
Bereich „Risiko und Entscheidungsprozesse“. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.05.2007
LINDA ROHRER

Im Januar wurden die Ergebnisse einer Wirkungsprüfung der Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) veröffentlicht. Im Auftrag des Staatssekretariats für
Bildung und Forschung hatte das Zentrum für Wissenschaftsstudien 12 der bisher rund
60 Programme hinsichtlich ihrer konkreten Folgen analysiert. Die Experten attestierten
den Forschungsprogrammen gut sichtbare Effekte im Forschungssystem selbst. Aus den
NFP resultierten zahlreiche Publikationen und Doktorate und einige führten auch zu
dauerhaften Schwerpunktbildungen an den Universitäten. Zudem beurteilten sie auch
die Wirkungen mit Blick auf die praktischen Anwendungen als substantiell.
Verbesserungspotenzial orteten sie bei der Formulierung der Forschungsziele und der
Berichterstattung. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Anfangs 2008 wurde die Forschungsinitiative „Nano-Tera“ lanciert. Das
Forschungsprogramm soll den Weg zu neuen Produkten oder Systemen im Bereich von
Gesundheit, Sicherheit und Umwelt bahnen und so der Industrie zukunftsgerichtete
Impulse geben. Anwendungsmöglichkeiten bestehen namentlich in der Medizin, in der
Umweltbeobachtung und in der rationellen Energienutzung. Am Konsortium sind neben
der ETH Zürich und der ETH Lausanne, die Universitäten von Basel, Neuenburg und der
italienischen Schweiz sowie das Zentrum für Elektronik und Mikrotechnik (Neuenburg)
beteiligt. Die Führung liegt bei der ETH Lausanne. Der Bund stellt für das Programm
während vier Jahren insgesamt 60 Mio Fr. zur Verfügung. Die Träger der einzelnen
Projekte, also die Hochschulen, müssen die Hälfte der Kosten selber tragen, so dass die
Summe auf 120 Mio Fr. verdoppelt wird. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Im Januar wurde der scheidende Sankt Galler FDP-Regierungsrat und ehemalige
Präsident der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren, Hans Ulrich Stöckling
für die Amtsdauer 2008-2011 zum Präsidenten des Stiftungsrats des Schweizerischen
Nationalfonds gewählt. 54

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Das nationale Forschungsprojekt „Sesam“ (Swiss Etiological Study of Adjustment and
Mental Health) musste 2008 eingestellt werden, da es nicht gelang, eine genügende
Anzahl Probandinnen zu finden. Zum Zeitpunkt des Projektabbruchs waren bereits
Forschungsgelder in der Höhe von 10 Mio Fr. geflossen. Für das Scheitern des Projekts
wurden die Ethikkommission beider Basel (EKBB) und die „Sesam“-Leitung
verantwortlich gemacht. Der Bundesrat kritisierte in einer Antwort auf einer
Interpellation von Graf (gp, BL) die EKBB und warf ihr vor, die Bewilligung der Pilotstudie
so lange verzögert zu haben, dass die Projektleitung schliesslich ohne Pilotstudie mit
der eigentlichen Rekrutierung der Probandinnen beginnen musste. Die EKBB reagierte
auf diesen Angriff und verwies auf zahlreiche Versäumnisse der Sesam-Leitung. Sie

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 13.06.2008
ANDREA MOSIMANN
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bemängelte insbesondere den grossen Geld- und Zeitverlust bis zur Einleitung der
ethischen Prüfung und der Verzicht auf eine Machbarkeitsstudie. 55

Als erster Schweizer übernimmt Dieter Imboden (Forschungsratspräsident des
Schweizerischen Nationalfonds) ab 2009 den Vorsitz der Vereinigung der Präsidenten
europäischer Forschungsräte. Während der dreijährigen Präsidentschaft will er die
Partnerschaft zwischen den nationalen Forschungsorganisationen und der EU
verbessern und auf eine sachgerechte Rollenverteilung zwischen nationaler und
europäischer Forschungsförderung hinwirken. 56

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.10.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat überwies in der Wintersession ein Postulat der FDP, mit dem der
Bundesrat beauftragt wird, Massnahmen zur Umsetzung des OECD-Berichts über die
künftige Bedeutung der Biotechnologie zu prüfen. 57

POSTULAT
DATUM: 10.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Berichtsjahr veröffentlichte eine Arbeitsgruppe des Schweizerischen Nationalfonds
(SNF) ein Papier, in dem das gescheiterte nationale Forschungsprojekt „Sesam“ (Swiss
Etiological Study of Adjustment and Mental Health) aufgearbeitet wird. Als
Hauptfaktoren für den Misserfolg führen die Verfasser die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die Begutachtung durch Ethikkommissionen, die Rekrutierung
von Studienteilnehmerinnen sowie das politische und mediale Umfeld an. Der SNF
empfiehlt im Bericht die Zuständigkeiten und Begutachtungsverfahren der
Ethikkommissionen klarer zu regeln. Weiter schlägt er vor, eine nationale Rekursinstanz
zu schaffen, die nicht nach politischen, sondern nach fachlichen Kriterien
zusammengesetzt ist. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Februar beauftragte der Bundesrat den Nationalfonds mit der Durchführung von
zwei neuen Nationalen Forschungsprogrammen (NFP). Das eine Projekt soll
naturwissenschaftliche und materialtechnische Grundlagen sowie praxisorientierte
Lösungsansätze für eine verbesserte Ressourcenverfügbarkeit des Materials Holz
schaffen. Das andere hat zum Ziel, neue Erkenntnisse über die Verläufe der letzten
Lebensphase sowie die sozialen, ökonomischen, institutionellen, rechtlichen und
kulturellen Bedingungen für das Sterben in der Schweiz zu gewinnen. Das Budget für die
beiden Programme beträgt insgesamt 33 Mio Fr.. 59

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.02.2010
ANDREA MOSIMANN

Der in der Förderung der Grundlagenforschung seit 1952 aktive Schweizerische
Nationalfonds (SNF) bewilligte 2011 mehr als 3'400 Forschungsvorhaben im Umfang von
rund 713 Mio. CHF (2010: 726 Mio. CHF). Dabei entfielen 39% auf den Bereich Biologie
und Medizin, 35% auf die MINT-Disziplinen und 26% auf die Geistes- und
Sozialwissenschaften. Die Hälfte des gesamten Förderbetrags war projektgebunden, je
ein gutes Fünftel ging an Programme und Karrieren. Weitere 5% flossen in
Infrastrukturen, ein halbes Prozent in die Wissenschaftskommunikation. Von total zwölf
bestehenden nationalen Forschungsprogrammen (NFP) kamen drei zum Abschluss (NFP
54 „Nachhaltige Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung“; NFP 57 „Nichtionisierende
Strahlung – Umwelt und Gesundheit“; NFP 58 „Religionsgemeinschaften, Staat und
Gesellschaft“), zwei wurden neu lanciert. Mit einer veranschlagten
Gesamtprojektsumme von rund 30 Mio. CHF beschäftigen sich beide mit dem Aspekt
der Nachhaltigkeit (NFP 68 „Nachhaltige Nutzung der Ressource Boden“; NFP 69
„Gesunde Ernährung und nachhaltige Lebensmittelproduktion“). Ihre Forschungsphase
dauert von 2013 bis 2017. Der strategische Förderbereich Nationale
Forschungsschwerpunkte (NFS) bereitete im Juli des Berichtsjahrs eine neue Serie vor.
Die Ausschreibung (Gesuche) läuft bis 2013, mit der Forschungsphase an den rund fünf
bis sechs geplanten Schwerpunkten soll Anfang 2014 begonnen werden. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.04.2011
SUZANNE SCHÄR
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Après avoir siégé au Conseil national pour le parti libéral-radical, et après avoir été en
charge du Département de l’instruction publique en tant que conseiller d’Etat au
Tessin, Gabriele Gendotti a été élu à la tête du Fonds National Suisse (FNS). Notons
également que Martin Vetterli, doyen de la faculté Informatique et Communication de
l’EPFL, est devenu président du Conseil de la recherche au sein du FNS. Les
investissements du FNS se sont montés à 713 millions de francs pour l’année 2011, en
l’occurrence 1,8% de moins qu’en 2010. Ces investissements se répartissents entre les
sciences sociales (26%), les mathématique (36%) et la biologie avec la médecine (39%).
Notons, en outre, que l’année 2012 a marqué le 60ème anniversaire du FNS. 61

ANDERES
DATUM: 02.03.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

En 2008, le Conseil fédéral avait déjà lancé un programme centré sur les nanomatériaux
synthétiques, PNR 64, qui portait sur les opportunités et risques des nanomatériaux.
L’importance des progrès technologiques, les avancés dans le domaine des
nanotechnologies, ainsi que les débats récurrents portant sur l’impact des produits
constitués de nanomatériaux synthétiques sur la santé des consommateurs qui les
emploient quotidiennement, ont maintenu cette problématique au cœur de l’actualité
politique suisse. Par conséquent, le Conseil fédéral a décidé de maintenir ce
programme jusqu’à fin 2015. Il insiste d’autre part sur la nécessité d’une meilleure
réglementation et répète sa volonté d’informer davantage sur le sujet. 62

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.04.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Les cantons de Vaud et de Genève ont conjointement mis en place et pris en charge le
projet Neuropolis dans le domaine de la neuro-science, avec évidemment la mise en
avant de l’EPFL de Lausanne. 63

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 12.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

L’Agence spatiale européenne (ESA) a donné son feu vert à la Suisse pour le lancement
en 2017 d’un nouveau satellite, dénommé « Cheops », qui a pour objectif d’étudier les
exoplanètes situées dans le voisinage du système solaire. 64

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.10.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Depuis 2005, un programme de recherche, PNR 59, dénommé « Utilités et risques de la
dissémination des plantes génétiquement modifiées », a essayé de faire la lumière sur
la question des plantes génétiquement modifiées (PGM). Le débat, ouvert depuis
longtemps, avait connu un premier tournant en 2005, lorsque le peuple suisse avait
approuvé un moratoire de cinq ans sur l’utilisation commercial des PGM. A la suite de
cette votation, le Conseil fédéral avait chargé le Fonds national Suisse de la recherche
de mener à bien un projet de recherche. Ce programme avait pour but d’étudier dans
quelle mesure le génie génétique vert pouvait contribuer à une agriculture durable en
Suisse. Ce PNR 59 est arrivé au bout de sa recherche en 2012. La publication des
résultats a montré que les PGM ne représentaient aucun risque pour la santé ou
l’environnement. Néanmoins, en 2013, le Parlement a décidé de prolonger de trois ans
ce moratoire. 65

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Le programme national de recherche (PNR) 59, dirigé par Dirk Dobbelaere et Thomas
Bernauer, a étudié l’« Utilité et risques de la dissémination des plantes génétiquement
modifiées » et a donc ramené sur le devant de la scène le débat sur les Organismes
Génétiquement Modifiés (OGM). Les résultats, publiés fin août 2012, ont estimé que les
OGM ne représentent aucun risque pour la santé ou pour l’environnement. Cette
publication a réalimenté la polémique née de la motion déposée par Ritter (pdc, SG) sur
le maintien du moratoire limité dans le temps sur l’utilisation des OGM. En effet, en
2005, à la suite d’une initiative populaire, le peuple et les cantons avaient voté pour un
moratoire de 5 ans sur l’utilisation des OGM. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.09.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseiller fédéral Johann Schneider-Ammann a annoncé la création de huit
nouveaux Pôles de recherches nationaux (PNR) dans les universités de Fribourg, Berne,
Genève, Bâle, Neuchâtel, ainsi que dans les deux Ecoles polytechniques fédérales de
Zürich et Lausanne. 67

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 13.12.2013
GUILLAUME ZUMOFEN
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Les subsides du Fonds National Suisse (FNS) ont été revus. En effet, les textes
scientifiques devront être en accès libre numérique pour obtenir des subventions.
Face à cette orientation vers le modèle numérique, une pétition des maisons d’édition
en sciences humaines et sociales a été déposée. La réforme a par ailleurs soulevé le
débat au sein des universités.

ANDERES
DATUM: 12.04.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Fonds national suisse de la recherche scientifique (FNS) souhaite imposer la langue
anglaise en cas de Sollicitation de soutien financier pour la recherche. Ainsi, l’anglais
devient un passage obligatoire vers la manne financière que représente le FNS. Si une
telle mesure existe déjà dans les domaines de l’économie ou des sciences exactes, elle
n’a pas connu un accueil favorable en science politique. Le FNS a justifié cette décision
par la difficulté de trouver des experts externes. L’argument de la compétitivité
internationale a résonné. Ainsi, selon le fonds, les propositions devraient être faites en
anglais, langue référence de la communauté scientifique. De leur côté, plusieurs
instituts de sciences politiques et autres acteurs dans le domaine ont signé une
pétition afin d’annuler la décision du FNS. Les pétitionnaires souhaitent ainsi défendre
la pluralité linguistique, source de pluralité des idées, et surtout la place des langues
nationales dans le paysage de la recherche scientifique. Deux interpellations ont été
déposées par Mathias Reynard (ps, VS) et Didier Berberat (ps, NE). 68

ANDERES
DATUM: 25.02.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Le député Derder (plr, VD) a déposé un postulat chargeant le Conseil fédéral de rédiger
un rapport qui dessinerait une Vision d’ensemble de la politique d’innovation  en
Suisse. Ce tableau doit offrir un portrait clair et exhaustif de la situation, afin,
notamment, de savoir si la Suisse doit se doter d’un «Masterplan de l’innovation» ou
même d’une nouvelle loi fédérale sur l’innovation. Fathi Derder a ainsi rappelé que,
même si l’innovation se place au cœur de la prospérité helvétique, il n’existe ni une loi
sur l’innovation, ni un aperçu global des mesures qui l’encouragent. Afin de convaincre,
il a par ailleurs mis en avant la crainte d’une perte du leadership suisse en matière
d’innovation et des conséquences qui en découlerait pour l’économie. De son côté, le
Conseil fédéral, même s’il a souligné l’importance de l’innovation, s’est prononcé en
faveur d’un rejet du postulat. Les sept Sages ont précisé que le paysage de l’innovation
s’était construit au fil du temps et avait atteint un équilibre grâce, notamment, au rôle
secondaire de l’Etat. De plus, il a rappelé que de nombreux rapports existent déjà. Il a
cité par exemple les rapports de l’Office fédéral de la statistique (OFS), du Secrétariat
d’Etat à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI), de la Commission à la
technologie et à l’innovation (CTI) ou encore du Fonds national suisse (FNS). Au final, le
postulat a été accepté par la Chambre du peuple par 127 voix contre 53 et 7
abstentions. Les arguments présentés préalablement, couplés à l’impact potentiel de
l’acceptation de l’initiative «contre l’immigration de masse», ont fait mouche. 69

POSTULAT
DATUM: 09.03.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission pour la technologie et l’innovation (CTI) et le Fonds national suisse (FNS)
se dessinent comme les deux organes clés de la recherche et de l’innovation en Suisse.
Ainsi, le député Derder (plr, VD) a déposé une motion pour une Mise sur un pied
d’égalité de la CTI et du FNS sur les plans organisationnel et financier. La motion vise
une modification de la loi fédérale sur l’encouragement de la recherche et de
l’innovation (LERI). L’objectif est de  transformer la CTI en une fondation indépendante,
afin de simplifier l’administration, la répartition des niveaux stratégiques et
opérationnels, la prise de décision et surtout d’assurer des financements pluriannuels à
travers une plus grande flexibilité. Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En
effet, il estime que les crédits d’engagement, dans le cadre du message FRI, s’inscrivent
déjà dans la durée. De plus, il souligne que la solution du fond indépendant nuit à la
transparence et réduit la souveraineté budgétaire de la Confédération. Il souligne
finalement qu’une motion Gutzwiller (plr, ZH), avec des objectifs similaires, a déjà été
adoptée. Un processus de consultation est donc en cours. Au final, alors que le Conseil
national a accepté la motion à 100 voix contre 77 et 3 abstentions, le Conseil des Etats a
suivi sa Commission de la science, de l’éducation et de la culture (CSEC-CE) qui
préconisait de rejeter la motion, étant donné que le processus de consultation de la
motion Gutzwiller (plr, ZH) est en bonne voie. 70

MOTION
DATUM: 17.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN
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Der Bundesrat publizierte im Februar 2018 seine Gesamtschau der Innovationspolitik
in Erfüllung des Postulats Derder (fdp, VD). Der Bericht führte einige Studien auf, die
sich in den letzten Jahren mit der Innovationspolitik in der Schweiz auseinandergesetzt
hatten. Die Studien kamen allesamt zum Schluss, dass in der Schweiz auf allen
untersuchten politischen Ebenen vielseitige Fördermassnahmen und -initiativen
innovationspolitischer Art bestünden. Des Weiteren wurde im Bericht festgehalten,
dass das föderalistisch aufgebaute Innovationssystem der Schweiz gut funktioniere. Das
gleichzeitige Vorhandensein von Vielfalt, Stabilität und Flexibilität zeuge von einem
lebendigen, sich weitgehend selbst regulierenden System. Auf die von Derder im
Postulat aufgeworfene Frage, ob die Schweiz einen Masterplan oder gar ein Gesetz zur
Innovationsförderung brauche, fand der Bericht klare Worte: Da das nationale
Innovationssystem vorteilhaft funktioniere und in der Lage sei, Chancen zu ergreifen
und auf Herausforderungen zu reagieren, seien von einem Masterplan oder einem
Gesetz keine neuen Vorteile zu erwarten.
Der Bundesrat beantragte in der Folge im März 2019 die Abschreibung des Postulats.
Der Nationalrat stimmte dieser im Juni 2019 zu. 71
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